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Erschwingliches Wohnen
Allenfalls langsame Besserung in Sicht

Zur Diskussion gestellt

Wohnen ist ein normales Gut. Bei steigenden Einkommen 
nimmt die Nachfrage zu. Wohnen ist insofern auch ein nor-
males Gut, da steigende Preise die Nachfrage senken. Für 
die ökonomische Analyse sind beide Erkenntnisse wich-
tig, doch für die meisten Haushalte klingt es merkwürdig, 
Wohnen als ein normales Gut zu bezeichnen, ist es doch 
eines der wichtigsten Güter, die ein Haushalt nachfragt; 
vor allem müssen Haushalte einen großen Teil ihrer Ein-
kommen für Wohnzwecke ausgeben. Gemäß den jüngs-
ten Daten von Eurostat geben Haushalte in Deutschland 
rund 25 % ihrer Einkommen für Wohnzwecke aus, mehr als 
Haushalte in vielen anderen europäischen Ländern (Euro-
stat 2023). Richtig ist zwar, dass solche internationalen 
Vergleiche zusätzlichen Kontext erfordern, da der reine 
Ausgabenanteil eines Haushalts nur einen Teil der Lebens-
situation spiegelt; es spielt auch eine Rolle, ob junge Men-
schen noch bei ihren Eltern leben oder ihre eigene Woh-
nung beziehen können. Es spielt ebenfalls eine Rolle, wie 
viele Quadratmeter und welche Qualitätsmerkmale eine 
Wohnung aufweist und ob es sich um eine Miet- oder eine 
Eigentumswohnung handelt (Just 2024). So kommen an-
dere Erschwinglichkeitsmaße im internationalen Vergleich 
mitunter zu einem günstigeren Befund für Deutschland 
(Taltavul et al. 2025). 

Erschwinglichkeit: Ein wohnwirtschaftlich  
zentraler Begriff mit vielen Facetten

Doch solche Ranglistendiskussionen lenken von einem 
wichtigeren Problem ab: Wohnen ist in sehr vielen Ländern 

teuer geworden. Diese Entwicklung hält seit einigen Jahr-
zehnten an und ist verkürzt das Ergebnis von drei Trends: 
hohe Produktivität, die steigende Einkommen ermöglicht, 
ein starker Anstieg der Haushaltszahlen und anhaltende 
Urbanisierung. Alle drei Trends verstärken sich, denn die 
damit einhergehende steigende Wohnflächennachfrage 
trifft in Städten auf begrenzte Flächen. Die Folge: Mieten 
und Preise steigen schneller als verfügbare Einkommen. 
Dies gilt weltweit, daher wird die Erschwinglichkeitsdiskus-
sion nicht nur in Deutschland geführt; lediglich der spezifi-
sche Cocktail der Bestimmungsfaktoren sowie horizontale 
und vertikale Grenzen für das Angebotswachstum sind 
lokal verschieden. 

Für Deutschland bedeutete insbesondere die hohe Net-
tozuwanderung aus dem Ausland nach 2010, die über-
wiegend in die Ballungsräume erfolgte, sowie die günstige 
Arbeitsmarktlage und die zu geringe Elastizität der Bau-
tätigkeit, dass die Mietbelastungsquote (gemessen als An-
teil einer mittleren Jahresmiete zum jeweils verfügbaren 
Einkommen in einer Region) seit 2010 in den kreisfreien 
Städten um drei Prozentpunkte anstieg. In den Landkrei-
sen belief sich der Anstieg indes nur auf 70 Basispunkte. 
Diese Mittelwerte verdecken gewaltige regionale Differen-
zen: In 30 Kreisen stiegen Mieten um mindestens vier Pro-
zentpunkte schneller als die Einkommen, meistens waren 
dies Kreise innerhalb der großen Metropolregionen, oder 
es handelte sich um Universitätsstädte. Diese Entwicklung 
belastet insbesondere Haushalte mit geringen Einkom-
men, da deren Ausgabenanteile für Wohnzwecke zum Teil 
deutlich oberhalb des oben genannten Mittelwerts liegen.

Gleichzeitig gab es in diesem Zeitraum gut 80 Kreise, 
in denen die Mietbelastungsquote sank, zum Teil sogar 
deutlich. Dies waren strukturschwache Fortzugsregionen, 
häufig in Ostdeutschland oder im Ruhrgebiet. In etwa 100 
Kreisen liegt die Mietbelastungsquote heute nicht mehr 
als einen Prozentpunkt von dem Niveau von 2010 ent-
fernt. Daraus ließe sich schließen, dass das Erschwing-
lichkeitsproblem von Wohnraum ein auf zahlreiche, doch 
keineswegs alle Verdichtungsräume beschränktes Pro-
blem ist und dass dies eher lokale Antworten erfordern 
würde. Dies würde die Herausforderungen jedoch in zwei-
facher Hinsicht verkürzen: Zum einen unterschätzen die 
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regionalen Mittelwerte in den strukturschwachen Regio-
nen die Belastungen in den unteren Einkommensgruppen. 
Zum anderen führt die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
seit 2022 zu einer weiteren Verschlechterung für viele 
Haushalte, die in den reinen Mietbelastungsquoten (zum 
Teil noch) nicht zum Ausdruck kommt: Die hohen Infla-
tionsraten reduzierten das für Wohnzwecke zur Verfü-
gung stehende Residualeinkommen, und dies wird in den 
letzten Quartalen durch wachsende Arbeitsmarktrisiken 
verstärkt. Hinzu kommt, dass die gestiegenen Zinsen die 
Wohnungsbautätigkeit einbrechen ließ und der Woh-
nungskauf als Alternative zur Wohnungsmiete unattraktiv 
wurde. Die Annuitätenbelastungsquote als Anteil einer 
mittleren Annuität zum regionalen Jahreseinkommen stieg 
seit 2022 spürbar schneller als die Mietbelastungsquote. 
Der Ausgleichsprozess zwischen Kauf- und Mietmärkten 
wird noch einige Quartale andauern und während dieser 
Anpassungsphase die Nachfrage nach Mietwohnungen 
zusätzlich erhöhen.

Sowohl für die Miet- als auch die Annuitätenbelastungs-
quote lässt sich ein Zusammenhang zwischen der jüngs-
ten Aufwärtsbewegung und der Höhe der Quote im Jahr 
2021 nachweisen, d. h., dort, wo es bereits 2021 teuer 
war, wurde es noch teurer (vgl. Abb. 1). Dies wirft die Frage 
auf, ob das Ausweisen angespannter Wohnungsmärkte 
sowie die dadurch ermöglichten wohnungspolitischen 
Instrumente, v.a. die Mietpreisbremse, sinnvoll waren. 

Schauen wir im nächsten Absatz daher auf die wohnungs-
politischen Handlungsmöglichkeiten.

Politische Möglichkeiten: Es gibt nicht die eine  
Maßnahme, die alle Probleme löst

Auf Erschwinglichkeitsprobleme auf Wohnungsmärkten 
kann wohnungspolitisch mit einem Maßnahmendreiklang 
geantwortet werden: Erstens kann das Angebot unter-
stützt werden, z. B. durch Fördermaßnahmen inklusive Be-
reitstellung öffentlichen Wohnraums, durch Maßnahmen, 
welche Kostensenkungen ermöglichen, oder durch die 
Bereitstellung von bisher unerschlossenen Grundstücken. 
Zweitens können Nachfrager durch Fördergelder in die 
Lage versetzt werden, die Marktmieten oder Kaufpreise 
leichter darzustellen. Drittens könnten ordnungspolitische 
Maßnahmen ergriffen werden, z. B. im Mietrecht, welche 
die Funktionsmechanismen des Marktes beeinträchtigen, 
und damit höhere Mieten verhindern. 

Hier kommt es in der öffentlichen Diskussion regelmäßig 
zu Missverständnissen; auf drei solcher Missverständnisse 
wird im Folgenden eingegangen. Die Auswahl ist subjektiv 
und nicht abschließend. 

Erstens, es gibt meistens nicht die eine Maßnahme, z. B. 
„bauen, bauen, bauen“ oder „Mieten deckeln“, die für eine 
zufriedenstellende Problemlösung ausreicht, weil die Maß-
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nahmen unterschiedlich schnell umsetzbar sind, unter-
schiedlich zielgenau sind und unterschiedlich teuer für die 
öffentliche Hand sind. Das Wohnungsmarktproblem ist 
dringend, also bedarf es (auch) schneller Lösungen. Ord-
nungsrechtliche sowie angebotspolitische Maßnahmen 
haben häufig erhebliche Wirkungsverzögerungen, daher 
sind sie langfristig sinnvoll, aber kurzfristig nicht hinrei-
chend. Nachfrageförderung indes kann zwar schnell um-
gesetzt werden, ist aber teuer und kann selbst preis- und 
miettreibend wirken. 

Ein zweites Missverständnis ist, dass sich die Effekte von 
Maßnahmen nur auf den betroffenen Zielmarkt erstrecken. 
Tatsächlich wirken wohnungspolitische Maßnahmen im-
mer auf drei Ebenen (Andrews et al. 2011): Es gibt einen 
direkten Effekt auf dem Zielmarkt. Z. B. sorgen Mietpreis-
grenzen in der Regel tatsächlich für einen geringeren An-
stieg der Mieten (Kholodilin 2023). Hinzu tritt aber häufig 
ein zweiter Effekt, der auf Wohnungsmärkten in nicht in-
tendierter Weise wirkt: Es kann ungewollte Rückwirkungen 
auf andere Segmente der Wohnungswirtschaft geben. 
Eine Begrenzung von Mietwachstum in einem Teilmarkt 
kann dort das Mietwachstum einhegen, gleichzeitig aber 
die Mieten in nicht regulierten Teilmärkten wachsen las-
sen. Auch angebotslimitierende Effekte sind möglich 
(Stacy et al. 2025). Schließlich sind wohnungspolitische 
Impulse häufig ökonomisch so stark, dass Veränderungen 
in der Mietregulierung auch zu belastenden Effekten auf 
Arbeitsmärkten führen können (Hanchen et al. 2025). Es 
kann also sein, dass die Belastungen aus den zwei indirek-
ten und nicht beabsichtigten Effekten die Erschwinglich-
keitsvorteile des ersten, intendierten Effekts übersteigen. 
Hier ist eine Abwägung notwendig, und auch daher ist ein 
Maßnahmenbündel sinnvoller als die Suche nach der per-
fekten Einzelmaßnahme. 

Ein drittes Missverständnis liegt darin, dass Anpassun-
gen auf Immobilienmärkten zwar langsam erfolgen, aber 
dennoch muss die Begründetheit für Markteingriffe (oder 
Nichteingriffe) auch auf Wohnungsmärkten regelmäßig 
überprüft werden.

Es ist mit Blick auf diese Missverständnisse richtig, dass 
die neue Bundesregierung mit ihrer wohnungspolitischen 
Ausrichtung auf mehrere Instrumente zurückgreift, die mal 
auf der Angebotsseite einsetzen (Wohnungsbau-Turbo 
und Erleichtern von Aufstockungen sowie Dachausbau-
ten), mal auf der Nachfrageseite eingreifen (sollen), wie die 
geplante „Starthilfe Wohneigentum“, und schließlich auch 
mietrechtliche Eingriffe umfasst. Über Einzelmaßnahmen 
ließe sich im Detail trefflich streiten, nicht jedoch darüber, 
dass es mehrere Maßnahmen benötigt. Wichtiger ist, dass 
es klare Ziele geben sollte, um die Zielerreichung überprüf-

bar zu machen. Es sollten also wohnungspolitische Key 
Performance Indicators kommuniziert werden, damit der 
Erfolg oder Misserfolg von Maßnahmen bewertet werden 
kann. Außerdem ist es sinnvoll, bei jeder Maßnahme ent-
weder eine Terminierung oder Überprüfung zeitlich genau 
anzukündigen. 

Gesamtwirtschaftliche Dynamik zusätzlich  
herausfordernd

Es ist noch zu früh für eine Abschätzung, inwiefern die 
wohnungspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung 
ausreichen, um die Erschwinglichkeit von Wohnraum deut-
lich zu verbessern, denn die Wirksamkeit des Bau-Turbos 
hängt nicht allein von dem bundespolitisch gesetzten 
Rahmen ab, sondern auch von der kommunalpolitischen 
Umsetzung. Es spricht aber vieles dafür, dass die Ange-
botsseite ausgehend von sehr niedrigem Niveau wieder 
etwas stärker anspringen dürfte. Dies signalisieren die 
Finanzierungsanfragen auf Plattformen sowie die Darle-
hensauszahlungen, die der Verband deutscher Pfandbrief-
banken (vdp 2025) zu Wohnungsfinanzierungen in seiner 
Datenbank zusammenfasst. Auch die Zahl der Wohnungs-
baugenehmigungen lag im ersten Halbjahr 2025 leicht 
über dem Vorjahreszeitraum. Dies dürfte jedoch erst nach 
2026 zu einer spürbaren Verbesserung der Erschwing-
lichkeit sorgen. Der gesamtwirtschaftliche Schwung ist 
gering, die Einkommen werden trotz des Investitionspakets 
wahrscheinlich langsamer steigen als die Mieten. Gleich-
zeitig bleibt der Nachfrageüberhang auch bei rückläufigen 
Zuwanderungszahlen hoch, zumal die zuletzt steigende 
Arbeitslosenzahlen eher dafür sorgen werden, dass der  
Binnenwanderungsdruck in die strukturstärkeren Metropol- 
räume zunehmen dürfte. 

Der wichtigste Belastungsfaktor dürfte aber der noch im-
mer hohe Kostendruck im Wohnungsbau sein. Rohbau-
arbeiten verteuerten sich zuletzt zwar kaum noch, doch 
Ausbauarbeiten und vor allem alle technischen Leistungen 
von Dämm- und Brandschutzarbeiten verteuerten sich 
auch 2025 noch immer doppelt so stark wie im lang-
jährigen Mittel (vgl. Abb. 2). Weil der Bau-Turbo sowie die 
neuen Nachverdichtungsmöglichkeiten zum Ziel haben, 
das Angebot auszuweiten und damit eher die Kostenlast 
erhöhen, muss das mit dem Schlagwort „Gebäudetypus E“ 
verbundene Ziel einer Vereinfachung oder experiment-
offeneren Bauweise verfolgt werden. Auch hiermit sind 
Zielkonflikte verbunden, die z. B. zu stadtgestalterischen 
oder ökologischen Zielen entstehen können. Wie inten-
siv aktuell über zeitliche und räumliche Begrenzungen 
solcher Vereinfachungen diskutiert wird, lässt vermuten, 
dass sich die Erschwinglichkeit von Wohnen nicht schnell 
verbessern lässt. Wahrscheinlich ist dies das größte Miss-
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verständnis in der Diskussion um erschwingliches Wohnen 
in Deutschland: Auch für das Durchsetzen erschwingliche-
ren Wohnens gibt es Opportunitätskosten – alles hat einen 
Preis. Das Vereinfachen des Regelrahmens bedeutet die 
Aufgabe der mit diesen Regeln verbundenen Annehmlich-
keiten oder Vorzüge. 

Abschließend sei daran erinnert, dass Anpassungen auf 
Immobilienmärkten langsam erfolgen. Viele Wohnungs-
mietverhältnisse sind langfristig angelegt, es gibt daher 
Abwärtsrigiditäten auf Wohnungsmärkten (Suzuki et al. 
2021), d. h., Wohnungsmieten sinken, wenn überhaupt, 
verzögert und gedämpft. Daher ist es wichtig, dass die 
angebotsausweitenden Maßnahmen möglichst schnell 
umgesetzt werden, um die ansonsten in die Zukunft fest-
geschriebenen Erschwinglichkeitsprobleme kleiner zu hal-
ten. In diesem Sinne ist Entscheidungs- und Umsetzungs-
geschwindigkeit – wie in anderen Krisen auch – wertvoll. • 
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